
FRIEDHOFSSATZUNG der Gemeinde Rollwitz 

Aufgrund des§ 5 Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern und der 
§§ 1, 2 und 6 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
sowie des§ 14 des Bestattungsgesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern in der 
derzeitig geltenden Fassung wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung 
Rollwitz vom 10.12.2020 folgende Satzung erlassen: 

l. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Geltungsbereich 

Diese Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet der Gemeinde Rollwitz gelegene und 
von ihr verwaltete Friedhöfe: Rollwitz, Damerow, Schmarsow und Züsedom. 
Auf dem kommunalen Friedhof in Züsedom erfolgen keine Beisetzungen mehr. 
Auf dem alten Friedhof Damerow sind Beisetzungen nur noch in vorhandenen 
Grabstätten erlaubt. Neue Grabstätten werden nicht mehr angelegt. 

§2 
Fried hofszweck 

Die Friedhöfe sind öffentliche Einrichtungen der Gemeinde Rollwitz. Sie dienen der 
Bestattung aller Personen, die bei ihrem Ableben Einwohner der Gemeinde Rollwitz 
waren, ein Recht auf Beisetzung in einer bestimmten Grabstätte besaßen oder eine 
nachweisbare Verbindung zur Gemeinde hatten. 
Die Friedhofsverwaltung kann auf Antrag die Bestattung anderer Personen zulassen. 

§3 
Ordnung 

Für die Ordnung auf den Friedhöfen können besondere Bestimmungen erlassen werden. 
Das Betreten der Friedhöfe ist im gesamten Jahr während der Tageshelligkeit gestattet. 
Die Friedhofsverwaltung kann das Betreten aller oder einzelner Friedhofsteile aus 
besonderem Anlass vorübergehend untersagen. 

§4 
Verhalten auf dem Friedhof 

( 1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes und der Achtung der 
Persönlichkeitsrechte der Angehörigen und Besucher entsprechend zu verhalten. Die 
Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. 

(2) Kinder unter 12 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in Begleitung und unter 
Verantwortung Erwachsener betreten. 

(3) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet, 

a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art und Sportgeräten (z.B. Rollschuhen, 
lnlineskater) zu befahren. Kinderwagen und Rollstühle sowie Fahrzeuge der 
Friedhofsverwaltung und der nach § 5 dieser Satzung zugelassenen 
Gewerbetreibende sind ausgenommen. 



b) der Verkauf von Waren aller Art, insbesondere Kränze und Blumen, sowie das 
Anbieten von Dienstleistungen, 

c) an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Bestattung Arbeiten auszuführen, 
d) die Erstellung und Verwendung von Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen, 

außer zu privaten Zwecken, 
e) Druckschriften zu verteilen, 
f) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern, 
g) den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen oder zu 

beschädigen, Einfriedungen und Hecken zu übersteigen und Rasenflächen 
(soweit sie nicht als Wege dienen), Grabstätten und Grabeinfassungen zu 
betreten. 

h) zu lärmen und zu spielen sowie zu lagern, 
i) Hunde unangeleint mitzuführen. 
j) Friedhofswege als öffentliche Durchgangswege zu benutzen. 
k) Gefäße aus Glas, Ton, Keramik, Plaste oder anderen Kunststoffen sowie jegliches 

Verpackungs- und Transportmaterial abzulagern. Sie sind entweder mit nach 
Hause zu nehmen oder in den extra dafür bereitgestellten Behältern zu 
entsorgen. 

Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit diese dem Zweck des 
Friedhofes und der Ordnung nicht widersprechen. 

§5 
Gewerbetreibende 

( 1) Bildhauer, Stein metze, Gärtner, Bestatter und sonstige Gewerbetreibende bedürfen 
für Tätigkeiten auf den Friedhöfen der vorherigen Zulassung durch die 
Friedhofsverwaltung, die gleichzeitig den Umfang der Tätigkeiten festlegt. 

(2) Zuzulassen sind Gewerbetreibende, die 
a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind, 
b) selbst oder deren fachliche Vertreter die Meisterprüfung abgelegt haben oder in 

die Handwerksrolle eingetragen sind oder über eine gleichwertige Qualifikation 
verfügen und 

c) eine entsprechende Berufshaftpflichtversicherung nachweisen können. 

(3) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofssatzung und die 
dazu ergangenen Regelungen zu beachten. Die Gewerbetreibenden haften für alle 
Schäden, die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf den 
Friedhöfen verursachen. 

(4) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen nur während der von der 
Gemeinde festgesetzten Zeiten durchgeführt werden. 

(5) Gewebetreibende mit Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum, die im Inland nur vorübergehend tätig sind, haben die 
Aufnahme ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof anzuzeigen. 
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li. Bestattungsvorschriften 

§6 
Allgemeines 

(1) Bestattungen sind unverzüglich nach Beurkundung des Sterbefalls bei der 
Friedhofsverwaltung anzumelden. Der Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen 
beizufügen. Wird eine Beisetzung in einer vorher erworbenen Grabstätte beantragt, 
ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen. Bei Feuerbestattungen ist gleichzeitig die 
Art der Beisetzung festzulegen. 

(2) Die Friedhofsverwaltung setzt Ort und Zeit der Bestattung im Einvernehmen mit den 
Angehörigen und dem Bestattungsunternehmen fest. 

§7 
Beschaffenheit der Särge 

( l) Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von 
Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Für die Bestattung sind zur Vermeidung von Umwelt 
belastungen nur Särge aus leicht abbaubarem Material (z.B. Vollholz) erlaubt, die 
keine PVC-, PCP-, formaldehydabspaltenden, nitrozellulosehaltigen oder sonstigen 
umweltgefährdenden Lacke und Zusätze enthalten. Entsprechendes gilt für 
Sargzubehör und -ausstattung. Die Kleidung der Leiche soll nur aus Papierstoff und 
Naturtextilien bestehen. Auch Überurnen, die in der Erde beigesetzt werden, müssen 
aus leicht abbaubarem, umweltfreundlichem Material bestehen. 

(2) Urnen und Schmuckurnen sollen aus sich zersetzendem Material bestehen. ln 
anonymen Grabfeldern werden ausschließlich sich zersetzende Urnen beigesetzt. 

§8 
Umbettungen 

( l) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 

(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet der sonstigen 
gesetzlichen Vorschriften, der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die 
Zustimmung kann nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt werden. 
Umbettungen aus einer Grabstätte in eine andere Grabstätte sind innerhalb des 
Gemeindegebietes nicht zulässig. 

(3) Alle Umbettungen erfolgen nur auf Antrag. Antragsberechtigt ist bei Umbettungen 
jeder Angehörige des Verstorbenen mit Zustimmung des Nutzungsberechtigten. 

(4) Die Friedhofsverwaltung der Gemeinde bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung. 

(5) Die Antragsteller haben Ersatz für Schäden zu leisten, die an benachbarten 
Grabstätten und Anlagen durch eine Umbettung entstehen. 

(6) Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht 
unterbrochen oder gehemmt. 

(7) Leichen und Aschen zu anderen als zu Umbettungszwecken wieder auszugraben, 
bedarf einer behördlichen oder einer richterlichen Anordnung. 
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